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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Bestattungsgesetzes

Das Bestattungsgesetz vom 2. November 1973 (GVBl. S. 1830), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. September 2021 
(GVBl. S. 1117) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 20 wie folgt ge-

fasst:
„§ 20   Besondere Voraussetzungen der Feuerbestattung, zwei-

te Leichenschau“.
2. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3 
Leichenschaupflicht

(1) Jede Leiche ist zur Feststellung des Todes, des Todeszeit-
punktes, der Todesart und der Todesursache von einer Ärztin 
oder einem Arzt zu untersuchen (Leichenschau).

(2) Jede niedergelassene Ärztin und jeder niedergelassene 
Arzt ist verpflichtet, die Leichenschau auf Verlangen vorzuneh-
men, sofern sie oder er nicht aus wichtigem Grund daran gehin-
dert ist. Bei Sterbefällen in Krankenhäusern trifft diese Ver-
pflichtung die dort tätigen Ärztinnen und Ärzte.

(3) Eine in der Notfallrettung tätige Ärztin oder ein in der 
Notfallrettung tätiger Arzt kann sich auf die Feststellung des To-
des, des Todeszeitpunktes und der äußeren Umstände beschrän-
ken, wenn sie oder er durch die Durchführung der Leichenschau 
an der Wahrnehmung der Aufgaben in der Notfallrettung gehin-
dert wird. Die Ärztin oder der Arzt hat unverzüglich eine vor-
läufige Todesbescheinigung auszustellen.

(4) Eine Leichenschau darf nicht durchgeführt werden von 
Ärztinnen und Ärzten, denen ein Zeugnisverweigerungsrecht 
nach § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung zusteht.“

3. § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4 
Veranlassung der Leichenschau

(1) Bei einem Sterbefall haben die Leichenschau unverzüg-
lich zu veranlassen:
1. die Ehegattin oder der Ehegatte oder die Lebenspartnerin 

oder der Lebenspartner,
2. die volljährigen Kinder,

Gesetz
zur Änderung des Bestattungsgesetzes und des 

Mammographie-Screening-Meldedatenverwendungsgesetzes
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3. die Eltern,
4. andere Verwandte,
5. Personen, mit denen die verstorbene Person in häuslicher 

Gemeinschaft gelebt hat,
6. Personen, in deren Räumen oder auf deren Grundstück sich 

der Sterbefall ereignet hat,
7. jede Person, die bei dem Tod zugegen war oder durch eigene 

Feststellungen davon Kenntnis erlangt hat.
(2) Bei einer Totgeburt haben die Leichenschau unverzüglich 

zu veranlassen:
1. der eheliche Vater,
2. die Hebamme, die bei der Geburt zugegen war,
3. die Ärztin oder der Arzt, die oder der bei der Geburt zugegen 

war,
4. jede Person, die bei der Geburt zugegen war oder durch ei-

gene Feststellungen von der Geburt Kenntnis erlangt hat.
(3) Eine Verpflichtung, die Leichenschau zu veranlassen, be-

steht nur, wenn die in der Reihenfolge früher genannten Perso-
nen nicht vorhanden oder aus wichtigem Grund verhindert sind.

(4) Bei Sterbefällen und Totgeburten in den nachstehend auf-
geführten Einrichtungen sind vor den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Personen verpflichtet, die Leichenschau zu veranlas-
sen:
1. in Krankenhäusern die ärztliche Leitung, bei mehreren 

selbstständigen Abteilungen die ärztliche Abteilungsleitung,
2. in sonstigen Anstalten und Heimen aller Art deren Leitung.“

4. § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5 
Leichen von unbekannten Personen

Wer bei dem Tode einer unbekannten Person zugegen ist oder 
die Leiche einer unbekannten Person findet, hat hiervon unver-
züglich die Polizei zu benachrichtigen. Die Leichenschau wird 
in diesen Fällen von der Polizei veranlasst.“

5. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6 
Vornahme der Leichenschau

(1) Die Ärztin oder der Arzt hat die Leichenschau grundsätz-
lich innerhalb von zwölf Stunden nach der Aufforderung hierzu 
vorzunehmen und über die getroffenen Feststellungen unter Ver-
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wendung des amtlichen Vordrucks unverzüglich einen Leichen-
schauschein auszustellen.

(2) Ergeben sich bei der Leichenschau Anhaltspunkte dafür, 
dass die verstorbene Person eines nicht natürlichen Todes ge-
storben oder die Todesart ungewiss ist, so beendet die Ärztin 
oder der Arzt die Leichenschau mit dieser Feststellung und be-
nachrichtigt unverzüglich die Polizei.“

6. § 7 wird wie folgt gefasst:

„§ 7 
Auskunftspflicht

(1) Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte und 
Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker, die die verstorbene Per-
son vor deren Tode behandelt haben, sind verpflichtet, der Ärz-
tin oder dem Arzt, die oder der die Leichenschau vornimmt, auf 
Verlangen über den von ihnen festgestellten Krankheitszustand 
Auskunft zu geben.

(2) Die in Absatz 1 genannten Ärztinnen und Ärzte, Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte und Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker 
sind berechtigt, die Auskünfte auch gegenüber der Polizei zu 
geben.“

7. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 
Kosten der Leichenschau

Die Kosten der Leichenschau und der Ausstellung des Lei-
chenschauscheins hat, soweit nicht eine andere Person dazu ver-
pflichtet ist, diejenige Person zu tragen, die für die Kosten der 
Bestattung aufzukommen hat.“

8. In § 9 Absatz 2 werden das Wort „Krankenanstalten“ durch das 
Wort „Krankenhäuser“, das Wort „Bestattungsunternehmer“ 
durch das Wort „Bestattungsunternehmen“ sowie das Wort „Po-
lizeibehörde“ durch das Wort „Polizei“ ersetzt.

9. In § 11 Absatz 2 werden die Wörter „der Verstorbene“ durch die 
Wörter „die verstorbene Person“ ersetzt.

10. § 15 wird wie folgt gefasst:

„§ 15 
Bestattungspflicht

(1) Jede Leiche muss bestattet werden.
(2) Absatz 1 gilt nicht für Totgeborene mit einem Gewicht von 

unter 1 000 Gramm. Diese Totgeborenen, Fehlgeborene sowie 
Embryonen und Föten aus Schwangerschaftsabbrüchen sind auf 
Wunsch eines Elternteils zu bestatten. Ist die Geburt oder der 
Schwangerschaftsabbruch in einer Einrichtung erfolgt, hat die 
Leitung der Einrichtung sicherzustellen, dass die Angehörigen 
auf diese Bestattungsmöglichkeit hingewiesen werden.

(3) Werden Totgeborene mit einem Gewicht von unter 1 000 
Gramm, Fehlgeborene sowie Embryonen und Föten aus 
Schwangerschaftsabbrüchen nicht bestattet, sind sie von der 
Einrichtung, in der die Geburt erfolgt ist, oder durch die Inhabe-
rin oder den Inhaber des Gewahrsams hygienisch einwandfrei 
und dem sittlichen Empfinden entsprechend zu beseitigen, so-
fern sie nicht zu wissenschaftlichen Zwecken verwendet wer-
den. Satz 1 gilt auch für die Beseitigung von Körperteilen.“

11. § 16 wird wie folgt geändert:
a) § 16 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Ehegattin oder der Ehegatte oder die Lebenspartne-
rin oder der Lebenspartner,“

b) In § 16 Absatz 3 werden die Wörter „kein anderer“ durch die 
Wörter „keine andere Person“ und die Wörter „des Bestat-
tungspflichtigen“ durch die Wörter „der bestattungspflichti-
gen Person“ ersetzt.

12. § 17 wird wie folgt gefasst:

„§ 17 
Bestattungsarten

Die Bestattung kann durch Beisetzung der Leiche in der Erde 
(Erdbestattung) oder durch Einäscherung der Leiche mit an-

schließender Beisetzung der Asche der verstorbenen Person 
(Feuerbestattung) vorgenommen werden. Satz 1 gilt entspre-
chend bei der Bestattung von Totgeborenen mit einem Gewicht 
von unter 1 000 Gramm, Fehlgeborenen sowie Embryonen und 
Föten aus Schwangerschaftsabbrüchen im Sinne von § 15 
Abs. 2.“

13. § 18 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Bei Feuerbestattungen dürfen Einäscherungen in den 

Krematorien des Landes Berlin vorgenommen werden. Für die 
Beisetzung von Aschen verstorbener Personen gilt Absatz 1 ent-
sprechend. Die Ausführung der Aschen verstorbener Personen 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Beisetzung auf 
See nach Maßgabe des am Ort der Bestattung geltenden Rechts 
ist zulässig; die Pflicht zur Beisetzung auf einem Friedhof gilt 
insofern nicht.“

14. § 19 wird wie folgt gefasst:

„§ 19 
Zulässigkeit der Bestattung

(1) Eine in Berlin verstorbene Person darf erst bestattet wer-
den, wenn ein Bestattungsschein erteilt worden ist. Bei Totgebo-
renen gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 Nummer 2 ist anstelle einer Be-
scheinigung mit dem Vermerk der Eintragung in das Sterbebuch 
eine Bescheinigung mit dem Vermerk der Eintragung in das Ge-
burtenbuch vorzulegen. Das zuständige Bezirksamt stellt den 
Bestattungsschein nach Vorlage des nicht vertraulichen Teils des 
Leichenschauscheins auch bei unvollständigen Angaben im Lei-
chenschauschein aus, wenn die Identität der verstorbenen Per-
son zweifelsfrei feststeht.

(2) Handelt es sich um die Leiche einer unbekannten Person 
oder sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, dass jemand eines 
nicht natürlichen Todes gestorben ist, so darf der Bestattungs-
schein erst erteilt werden, wenn die Staatsanwaltschaft die Be-
stattung schriftlich genehmigt hat (§ 159 Abs. 2 der Strafpro-
zessordnung).

(3) Die den vertraulichen Teil des Leichenschauscheins ver-
wahrende Behörde ist berechtigt, der Polizei auf Anfrage oder 
von Amts wegen die Auskünfte aus dem Leichenschauschein zu 
geben, die für den Vollzug des § 159 der Strafprozessordnung 
und des § 1559 der Reichsversicherungsordnung erforderlich 
sind. Dies gilt nicht für Angaben, die im Leichenschauschein 
nur zur Durchführung des Gesetzes über die Statistik der Be-
völkerungsbewegung und die Fortschreibung des Bevölke-
rungsstandes eingetragen sind.“

15. §§ 20 und 21 werden wie folgt gefasst:

„§ 20 
Besondere Voraussetzungen der Feuerbestattung, 

zweite Leichenschau
(1) Leichen, die gemäß § 15 Abs. 1 bestattet werden müssen, 

dürfen nur eingeäschert werden, wenn durch eine Ärztin oder 
einen Arzt des Landesinstituts für gerichtliche und soziale Medi-
zin Berlin nach Durchführung einer zweiten Leichenschau fest-
gestellt worden ist, dass die verstorbene Person eines natürli-
chen Todes gestorben ist, oder die Staatsanwaltschaft die Be-
stattung schriftlich genehmigt hat (§ 159 Abs. 2 der 
Strafprozessordnung). Die zweite Leichenschau erfolgt im Re-
gelfall in dem die Einäscherung vornehmenden Krematorium. 
§ 6 Abs. 2 und § 7 gelten entsprechend.

(2) Für die Verbringung einer gemäß § 15 Abs. 1 zu bestatten-
den Leiche zum Zwecke der Einäscherung außerhalb des Lan-
des Berlin gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend, wenn die Person in 
Berlin verstorben ist. Die zweite Leichenschau erfolgt in den 
Fällen des Satzes 1 in einem Berliner Krematorium oder im Lan-
desinstitut für gerichtliche und soziale Medizin Berlin. Die Sät-
ze 1 und 2 finden keine Anwendung in den Fällen, in denen die 
Einäscherung im übrigen Bundesgebiet erfolgen soll, sofern die 
am vorgesehenen Einäscherungsort geltenden Rechtsvorschrif-
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1 000 Gramm, Fehlgeborene sowie Embryonen und Föten 
aus Schwangerschaftsabbrüchen“ ersetzt.

g) Nummer 10 wird wie folgt gefasst:
„10.  als bestattungspflichtige Person entgegen § 16 Abs. 1 

und 2 nicht für die Bestattung sorgt, es sei denn, dass 
eine andere bestattungspflichtige Person oder eine drit-
te Person für die Bestattung sorgt,“

18. In § 25 Absatz 1 Nummer 4 wird das Wort „Verstorbener“ durch 
die Wörter „verstorbener Personen“ ersetzt.

19. § 26 wird wie folgt gefasst:

„§ 26 
Verwaltungsvorschriften

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften erlässt die für das Bestattungswesen zuständi-
ge Senatsverwaltung.“

Artikel 2 
Änderung des Mammographie-Screening- 

Meldedatenverwendungsgesetzes
In § 1 Absatz 3 Satz 2 des Mammographie-Screening-Meldeda-

tenverwendungsgesetzes vom 25. Mai 2006 (GVBl. S. 449), das 
zuletzt durch Artikel 3 Nummer 2 des Gesetzes vom 7. Juli 2016 
(GVBl. S. 432) geändert worden ist, werden die Wörter „dem Ge-
meinsamen Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen (GKR)“ durch die Wörter „der Klinisch-epidemio-
logisches Krebsregister Brandenburg-Berlin gGmbH“ ersetzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Februar 2024

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Kai  W e g n e r

ten eine dem Absatz 1 vergleichbare zweite Leichenschau als 
besondere Voraussetzung für die Einäscherung vorschreiben.

§ 21 
Zeitpunkt der Bestattung

(1) Die zuständige Behörde kann auf Grund des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 8v des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung eine Frist für die Bestattung anordnen.

(2) Die Aschen verstorbener Personen sind innerhalb von 
sechs Monaten nach der Einäscherung beizusetzen.“

16. In § 23 Absatz 2 wird das Wort „Polizeibehörde“ durch das Wort 
„Polizei“ ersetzt.

17. § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Arzt“ wird durch die Wörter „Ärztin 
oder Arzt“ ersetzt.

bb) In Buchstabe e wird das Wort „Polizeibehörde“ durch 
das Wort „Polizei“ ersetzt.

b) In Nummer 2 werden die Wörter „Arzt, Zahnarzt oder Heil-
praktiker“ durch die Wörter „Ärztin oder Arzt, Zahnärztin 
oder Zahnarzt oder Heilpraktikerin oder Heilpraktiker“ er-
setzt.

c) In Nummer 3 wird das Wort „Bestattungsunternehmer“ 
durch die Wörter „eine ein Bestattungsunternehmen betrei-
bende Person“ ersetzt.

d) In Nummer 8 wird die Angabe „§ 15 Abs. 1“ durch die An-
gabe „§ 15 Abs. 1 und 2“ ersetzt.

e) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 8a eingefügt:
„8a.  als Leitung einer Einrichtung entgegen § 15 Abs. 2 

Satz 3 nicht sicherstellt, dass die Angehörigen auf die 
Bestattungsmöglichkeit für Totgeborene mit einem Ge-
wicht von unter 1 000 Gramm, Fehlgeborene sowie 
Embryonen und Föten aus Schwangerschaftsabbrüchen 
hingewiesen werden,“

f) In Nummer 9 werden die Wörter „§ 15 Abs. 2 Totgeborene 
mit einem Gewicht unter 1 000 Gramm, Fehlgeborene,  
Föten aus Schwangerschaftsabbrüchen“ durch die Wörter 
„§ 15 Abs. 3 Totgeborene mit einem Gewicht unter  
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Dritte Verordnung
zur Änderung der Ersatzschulzuschussverordnung

Vom 15. Februar 2024

Auf Grund des § 101 Absatz 9 des Schulgesetzes vom 26. Januar 
2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
4. Oktober 2023 (GVBl. S. 335) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie:

Artikel 1
§ 5 Nummer 2 der Ersatzschulzuschussverordnung vom 29. No-

vember 2004 (GVBl. S. 479), die zuletzt durch Verordnung vom  
16. Dezember 2010 (GVBl. S. 664) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:
„2. Bei der Berechnung des Zuschusses für das Bewilligungsjahr 

werden tarifrechtliche Änderungen berücksichtigt, soweit sie im 
Bewilligungsjahr feststehen und wirksam werden.“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft.

Berlin, den 15. Februar 2024

Senatsverwaltung  
für Bildung, Jugend und Familie

Katharina  G ü n t h e r - W ü n s c h
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Die Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlamentes und 
des Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in Strafver-
fahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sind (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 1), wird im Land 
Berlin umgesetzt durch
1. die §§ 11, 22, 23, 29 und den 11. Abschnitt des Berliner Unter-

suchungshaftvollzugsgesetzes vom 3. Dezember 2009 (GVBl. 
S. 686), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Sep-
tember 2021 (GVBl. S. 1079, 1080) geändert worden ist,

2. die Geschäftsanweisung Dir ZA Nr. 01/2012 über den Täglichen 
Dienst im Referat Gefangenenwesen der Direktion Zentrale 
Aufgaben, in Kraft gesetzt durch Erlass des Polizeipräsidenten 
in Berlin vom 12. Januar 2012,

3. die Polizeidienstvorschrift 359 über das Verfahren bei Freiheits-
entziehungen und den Transport Gefangener durch die Polizei, 
in Kraft gesetzt durch Erlass des Polizeipräsidenten in Berlin 
vom 16. Juni 2016.

Berlin, den 19. Februar 2024

Senatsverwaltung  
für Justiz und Verbraucherschutz

Im Auftrag

S.  G e r l a c h

Bekanntmachung
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlamentes  

und des Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder,  
die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind

Vom 19. Februar 2024
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